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Vielerorts wird über zunehmende Einkommens-
unterschiede geschimpft. Besonders gehässig polter-
te kürzlich der Chefökonom der Gewerkschaften, Da-
niel Lampart, anlässlich seines neuen Verteilungsbe-
richts: «Die Lohnschere ist kein Problem von einzel-
nen Abzockern, sondern ein strukturelles Problem, 
bei dem sich ein paar Zehntausend Manager und Spe-
zialisten auf Kosten der Mehrheit der Beschäftigten 
bereichern.» Doch zum Glück ist das völlig falsch.
Erstens stiegen auch die Einkommen der Normalver-
diener stark an: So zeigte die erste, später abgeänder-
te Version des gewerkschaftlichen Verteilungsbe-
richts, dass die Löhne der bestverdienenden 1 Prozent 
aller Beschäftigten – der beschimpften «paar Zehn-
tausend» – seit 2000 real um 10,8 Prozent gestiegen 
sind; die Löhne der bestverdienenden 10 Prozent sind 
 jedoch mit 9,4 Prozent fast gleich stark gewachsen.

Zweitens ist die Gruppe der bestverdienenden 
1 Prozent viel grösser, als es scheint. Angenommen, 
die «Abzocker» sind grossenteils Männer zwischen 

40 und 60 und haben im 
Durchschnitt über rund zehn 
Jahre ein so hohes Gehalt. 
Dann zählen grob geschätzt 
rund 8 Prozent der Männer 
irgendwann im Leben zu den 
1 Prozent Topverdienern. 
Drittens wäre alles andere als 
eine Zunahme der Einkom-

mensungleichheit erstaunlich. Zum einen war die 
Schweiz bei der Ansiedlung ausländischer Firmen und 
Headquarters aus den Hochlohnbranchen unglaub-
lich erfolgreich. Dadurch hat die Stellenzahl im Hoch-
lohnbereich überproportional zugenommen. Zum an-
deren erwerben immer mehr Einwohner eine Univer-
sitäts- oder Fachhochschulausbildung. Folglich gibt es 
gleichzeitig immer mehr schlecht verdienende Studie-
rende und immer mehr gut verdienende Studierte. 
Durch die Konzentration der Berufstätigkeit auf immer 
weniger Lebensjahre nimmt die mit Jahres einkommen 
gemessene Ungleichheit ganz automatisch zu.

Viertens gehen die Toplöhne meistens nicht auf 
 Kosten der Normalverdienenden, sondern auf 
 Kosten der Firmeneigentümer und Aktionäre. Wenn 
diese weniger für die Manager bezahlen müssten, 
würden sie das gesparte Geld nicht den anderen 
 Mitarbeitern geben, sondern selbst behalten. Zudem 
werden  bekanntlich gerade in den Branchen mit 
 besonders hohen Managersalären – etwa im Finanz- 
und  Chemiebereich – auch die normalen Mitarbeiter 
 besonders gut bezahlt. Von Diebstahl kann somit 
 keine Rede sein. 
Also, liebe Gewerkschafter, denkt doch nochmals in 
aller Ruhe nach.
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Die Löhne der Universitätskli-
nik-Vorsitzenden gehen dabei gut 
gegen 300 000 Franken. Im Zür-
cher Stadtspital Triemli beträgt 
der Jahreslohn des Direktors um 
die 230 000 Franken, wie aus gut 
unterrichteten Quellen berichtet 
wird. Das Spital beschäftigt  
1800 Mitarbeiter. Im Spitalzent-
rum Oberwallis mit einem  
Mitarbeiterbestand von 1000 liegt 
das Direktionssalär um die 
200 000 Franken, wie Insider  
berichten. 

2009 musste Paul Knecht,  
Direktor des Bieler Spitalzen-
trums, nach 20 Jahren Amtszeit 
seinen Chefsessel wegen seiner 
Lohnbezüge räumen. Ihm wurde 
vorgeworfen, seinen Grundlohn 

von einer Viertel Million Franken 
mit regelmässigen Spesen sowie 
variablen Überstundenentschädi-
gungen auf 365 000 Franken auf-
poliert zu haben.

Auf Anfrage verteidigt die Hirs-
landen-Gruppe das Salär ihres 
Chefs. «Das Gehalt entspricht den 
marktüblichen Konditionen für 
vergleichbare Unternehmen auf 
internationalem Niveau», sagt 
Sprecherin Alenka Ambroz. So 
wacht Wiesinger über 14 Kliniken, 
die über eine Milliarde Franken 
umsetzten. Zudem weist Ambroz 
darauf hin, dass Wiesinger auch 
Mitglied der internationalen Kon-
zernleitung von Medi-Clinic sei.

Auch Genolier-Sprecherin  
Séverine Van der Schueren  
beschwichtigt: «Genolier ist  
eine private Spitalgruppe und er-

hält somit keine Subventionen. 
Damit haben die Löhne auch kei-
nen Einfluss auf die Gesundheits-
kosten.»

In manchen Kantonen steigen 
Prämien um über 5 Prozent

In der öffentlichen Wahrnehmung 
sind die hohen Direktionslöhne 
heikel, weil die Kosten im Ge-
sundheitswesen weiter steigen 
und die Prämienzahler schwer be-
lasten. Für 2012 rechnet der Kran-
kenkassenverband Santésuisse 
schweizweit mit einem Prämien-
anstieg von mindestens 1,6 Pro-
zent. In manchen Kantonen, wie 
Basel-Stadt oder Appenzell  
Innerrhoden, sollen die Prämien 
gar um 7,6 respektive 6,1 Prozent 
ansteigen.

Obwohl sowohl zur Genolier 
als auch zur Hirslanden mehrheit-
lich Privatspitäler gehören und 
die Gruppen so grösstenteils an 

Zusatzversicherten verdienen, 
fallen dennoch einige medizini-
sche Leistungen in der Grundver-
sicherung an. Beispielsweise im 
Kanton Bern können sich dort 
wohnhafte Personen ohne zusätz-
liche Spitalversicherungen in den 
Berner Hirslanden-Kliniken be-
handeln lassen. Zudem werden 
ambulante Leistungen sämtlicher 
Privatkliniken auch ohne Zusatz-
versicherung durch die Kranken-
versicherer bezahlt, sofern diese 
im Grundversicherungskatalog 
enthalten sind. 

Zudem gilt ab 2012 die neue 
Spitalfinanzierung. Damit kom-
men die revidierten Spitallisten 
zum Tragen. Künftig übernehmen 
die jeweiligen Standortkantone 
55 Prozent der in einem Spital in 
der Grundversicherung anfallen-
den Kosten. Die restlichen Ausga-
ben tragen die Krankenversiche-
rungen. Dieser Verteilschlüssel 

und das Recht, noch mehr zulas-
ten der Grundversicherung abzu-
rechnen, gelten jedoch nur für 
Spitäler, die auf einer Spitalliste 
figurieren. Dieses Recht will sich 
jetzt die Hirslanden-Gruppe in 
weiteren Kantonen zunutze ma-
chen.

Die Privatklinikgruppe peilt 
einen Platz auf der Zürcher Spi-
talliste an und soll dafür auch 
starkes Lobbying betrieben ha-
ben, wie Insider sagen. Ob und in 
welcher Form die Hirslanden-Pri-
vatklinikgruppe in Zürich einen 
Listenplatz erhalten wird, kom-
muniziert die Zürcher Gesund-
heitsdirektion nächsten Donners-
tag. Klar ist aber, je mehr Spitäler 
auf solchen Listen berücksichtigt 
werden, umso stärker werden die 
Kosten in der Grundversicherung 
anschwellen und damit die  
Krankenkassenprämien zwangs-
läufig in die Höhe treiben.
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«Die Toplöhne 
gehen meistens 

nicht auf  
Kosten der 

Normal-
verdienenden»

Ungleichheit  
bei Löhnen  
wird zunehmen
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